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HANDELSPOLITIK

GATT und neue Weltwirtschaftsordnung
Jürgen Kühn, Bonn

Das GATT und die neue Weltwirtschaftsordnung, wie sie die 6. und 7. Sondergeneralversammlung der 
Vereinten Nationen definiert haben, scheinen auf den ersten Blick in einem deutlichen Gegensatz zu­
einander zu stehen. Während das GATT das Symbol einer marktwirtschaftlichen Gestaltung der Welt­
handelsbeziehungen ist, zielt die neue Weltwirtschaftsordnung darauf ab, das wirtschaftliche Ungleich­
gewicht zwischen den Industrie- und Entwicklungsländern durch mehr oder weniger starke Eingriffe 
in den Marktmechanismus abzubauen.

Das bestehende Ungleichgewicht in den inter­
nationalen Wirtschaftsbeziehungen beruht 

nach Auffassung der Befürworter der neuen Welt­
wirtschaftsordnung zu einem wesentlichen Teil 
auf der mangelnden Leistungsfähigkeit der über­
kommenen internationalen Organisationen, zu 
denen insbesondere das GATT als Nachkriegs­
gründung des Jahres 1947 gehört. Der traditio­
nelle Charakter der Zielsetzungen des GATT 
zeigt sich schon in der Präambel des Abkom­
mens. Dort ist von der Erhöhung des Lebensstan­
dards und der Sicherung der Vollbeschäftigung 
die Rede, ferner von einem hohen und ständig 
zunehmenden Volumen des Realeinkommens so­
wie der effektiven Nachfrage, und abschließend 
wird eine volle Verwertung der Hilfsquellen der 
Welt sowie eine Steigerung der Produktion und 
des Warenaustauschs angestrebt.

Demgegenüber beginnt die Präambel der einstim­
mig angenommenen Schlußresolution der 7. Son­
dergeneralversammlung mit dem Ausdruck der 
Entschlossenheit, Unrecht und Ungleichheit zu be­
seitigen, sie nennt die beschleunigte Entwicklung 
der Entwicklungsländer als ein entscheidendes 
Element der Förderung des Friedens und der 
Sicherheit in der Welt, sie verweist auf die Be­
deutung einer stärkeren Zusammenarbeit zwi­
schen den Staaten und bezeichnet schließlich die 
Stärkung der Fähigkeit der Entwicklungsländer, 
einzeln oder gemeinschaftlich ihre Entwicklung 
voranzutreiben, als Hauptziel der neuen Weltwirt­
schaftsordnung.

Ministerialrat Jürgen Kühn, 46, ist Referent 
für Handelspolitik im Bundesministerium für 
Wirtschaft.

Bestätigen diese Vergleiche tatsächlich den Wider­
spruch zwischen GATT und neuer Weltwirtschafts­
ordnung, oder sind sorgfältigere Analysen beider 
Organisationsformen erforderlich, ehe endgültige 
Schlußfolgerungen gezogen werden können? Für 
das Verhältnis zwischen GATT und neuer Welt­
wirtschaftsordnung kommt es wahrscheinlich nicht 
so sehr auf den Konflikt zwischen den ursprüng­
lichen Zweckbestimmungen als vielmehr auf die 
tatsächliche Ausrichtung der praktischen Arbeiten 
an. Im Mittelpunkt der nachstehenden Ausführun­
gen steht deshalb der Versuch, die Ausrichtung 
der Tätigkeit des GATT gegenüber den Entwick­
lungsländern darzustellen und in Beziehung zur 
neuen Weltwirtschaftsordnung zu setzen.

Die Entwicklungsländer und das GATT

Während die Havanna-Charta von 1948 zahlreiche 
Bestimmungen über den Handel der Entwicklungs­
länder aufwies, z. B. über Rohstoffabkommen, 
wirtschaftliche Entwicklung und restriktive Ge­
schäftspraktiken, beschränkte sich das im Herbst 
1947 gezeichnete GATT im wesentlichen auf rein 
kommerzielle Regelungen. Lediglich Artikel XVIII 
des ursprünglichen GATT-Textes enthielt kompli­
zierte Verfahrensbestimmungen zugunsten der 
wirtschaftlichen Entwicklung, die indessen keine 
große praktische Bedeutung erlangten. Die unter­
schiedliche Betonung des Entwicklungsaspekts in 
der Havanna-Charta und im GATT wird von man­
chen Beobachtern als Hauptgrund dafür angese­
hen, daß die Havanna-Charta, die wegen der ab­
lehnenden Haltung des amerikanischen Kongres­
ses niemals in Kraft getreten ist, von vielen Ent­
wicklungsländern gezeichnet wurde, das GATT 
dagegen nur von zehn. Dieser Geburtsfehler des 
GATT hat dessen entwicklungspolitische Beurtei­
lung bis heute beeinflußt, obwohl sich die Situa­
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tion der Entwicklungsländer im GATT seit 1947 
wesentlich veränderte.

1954/55 wurde der Artikel XVIII über die wirt­
schaftliche Entwicklung im Rahmen einer Revi­
sionskonferenz vollständig umformuliert, so daß 
er eine brauchbare Grundlage für handelspoli­
tische Schutzmaßnahmen der Entwicklungsländer 
bildete. Weitergehende Vorschläge, z. B. über 
Rohstoffabkommen und Präferenzen, blieben da­
gegen unberücksichtigt, doch führten die Folge­
diskussionen zur Einsetzung einer Sachverständi­
gengruppe, die 1958 den sog. Haberler-Bericht mit 
einer Reihe von Empfehlungen zur Ausweitung 
des Welthandels vorlegte.

Um diese Empfehlungen in die Tat umzusetzen, 
bildeten die GATT-Vertragsparteien drei Aus­
schüsse, von denen der Ausschuß III erstmals 
ausschließlich mit den Problemen der Beseitigung 
von Handelshemmnissen gegenüber den Exporten 
der Entwicklungsländer beauftragt wurde. Dieser 
Ausschuß hat von 1959 bis 1963 Pionierarbeit zur 
Aufhellung der handelspolitischen Lage der Ent­
wicklungsländer geleistet. Hier wurden die Pro­
bleme der Hauptausfuhrgüter der Entwicklungs­
länder analysiert, die handelspolitischen Aspekte 
von Entwicklungsplänen erörtert und neue Wege, 
z. B. die Schaffung des Internationalen Handels­
zentrums oder die Einführung allgemeiner Zoll­
präferenzen, vorgeschlagen. Diese Aktivitäten gip­
felten in einem Aktionsprogramm, das 1963 von 
einer GATT-Ministertagung verabschiedet wurde. 
Hier zeigte sich allerdings auch zum ersten Mal, 
daß kein Industrieland die handelspolitischen For­
derungen der Entwicklungsländer ohne Einschrän­
kung akzeptieren konnte, sondern daß die wesent­
liche Einigung lediglich in der Einsetzung eines 
Aktionsausschusses und dem Auftrag zur Erarbei­
tung eines neuen Entwicklungs-Kapitels im GATT- 
Text bestand.

Seit 1964 sind die entwicklungspolitischen Arbei­
ten des GATT dann von der Herausforderung 
durch die UNCTAD bestimmt worden. Ein positi­
ves Resultat dieser Konkurrenz war die relativ 
schnelle Verabschiedung des GATT-Kapitels IV, 
das seit 1965 den rechtlichen Rahmen der han­
delspolitischen Beziehungen zu den Entwicklungs­
ländern abgibt.

Kernstück dieses neuen GATT-Abschnitts ist die 
Verpflichtung der Industrieländer, soweit möglich 
die Zölle, die mengenmäßigen Einfuhrbeschrän­
kungen und die Verbrauchsteuern bei den Haupt­
ausfuhrwaren der Entwicklungsländer zu beseiti­
gen und keine neuen Handelshindernisse einzu­
führen. Bei Meinungsverschiedenheiten sollen 
Konsultationen abgehalten werden. Das neue Ka­
pitel enthält einen grundsätzlichen Verzicht auf 
handelspolitische Gegenleistungen der Entwick­

lungsländer für Konzessionen der Industrieländer, 
sieht aber keine Abkehr vom Prinzip der Meist­
begünstigung vor. Die rechtliche Billigung des all­
gemeinen Zollpräferenzsystems durch das GATT 
erfolgte erst 1971, nachdem die politische Initiative 
hierzu schon 1968 von der UNCTAD ergriffen 
worden war.

Handelsförderung durch GATT-Runden

Neben der Wahrung des internationalen Liberali­
sierungsstandes ist eine der Hauptaufgaben des 
GATT die Durchführung multilateraler Verhand­
lungsrunden zur Senkung der Zölle und zum Ab­
bau sonstiger Handelshemmnisse. Von 1947 bis 
1967 haben sechs GATT-Runden stattgefunden, 
und seit 1973 ist eine siebte, die sog. Tokio- 
Runde, im Gange. An allen diesen Verhandlungen 
waren die Entwicklungsländer in unterschiedli­
chem Umfang beteiligt. Aus der Struktur des Welt­
handels ergab sich, daß die meisten Zugeständ­
nisse Halb- und Fertigwaren der Industrieländer 
betrafen (diese Ausfuhren stellen mehr als die 
Hälfte der gesamten Weltausfuhr). Die Konzessio­
nen der Industrieländer kamen jedoch aufgrund 
der Meistbegünstigungsklausel auch den Entwick­
lungsländern zugute. Insbesondere die Zollsen­
kungen der Dillon- und der Kennedy-Runde, die 
ein Handelsvolumen von 4,9 Mrd. Dollar bzw. 
40 Mrd. Dollar umfaßten, bedeuteten für die Ent­
wicklungsländer eine wesentliche Unterstützung 
beim Absatz ihrer Industrieerzeugnisse. Die Er­
gebnisse der Zollsenkungen des GATT lassen 
sich z. B. aus der Einfuhrstatistik der Industrie­
länder ablesen.

Tabelle 1
Halb- und Fertigwareneinfuhr der Industrieländer

( jä h r lic h e  Z uw a ch sra te  des  W ertes)

H e rk u n ft | 1962-1972 1973 1974 ')

W e lt  +  14 %  +  34 %  +  26 °/o

E n tw ic k lu n g s lä n d e r  +  15 °/o +  57 °/o +  39 %

')  E rs te  9 M ona te .
Q u e l l e :  U N C T A D  D ok. T D .'B ’C.2/140 u. 154.

Daß es sich bei den Ergebnissen der Entwick­
lungsländer nicht nur um Preissteigerungen, son­
dern auch um eine effektive Erhöhung der Export­
menge handelte, zeigt die folgende Übersicht:

Tabelle 2
Volumen der Fertigwareneinfuhr 

der Industrieländer aus Entwicklungsländern
( jä h r lic h e  Zuw achsra te )

1961-1970 - f  10,1 %
1971-1973 -r  20,4 %

Q u e l l e :  W o r ld  E c o n o m ic  S u rvey , 1974, P a rt O ne, T a b e lle  42.
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Die Ausfuhrsteigerung der letzten Jahre erstreckte 
sich auf alle wesentlichen Industrieerzeugnisse 
der Entwicklungsländer.

Tabelle 3
Fertigwareneinfuhr der Industrieländer 

aus Entwicklungsländern
W ert 1973 

(M rd . D o lla r)
J ä h r l. Z uw achsra te  

1970-1973

B e k le id u n g 3,4 • 4 2 %

G a rn e  u. G ew ebe 2,5 ; 3 9 %
E le k tr. M asch in en 2,3 : 6 3 %

M ö b e l 1,0 -  5 3 %
S onst. M asch in en 0.5 ■ 5 9 %

Schuho 0,5 5 3 %

Q u e l l e :  W o r ld  E c o n o m ic  S u rvey, 1974, P art O ne, T a b e lle  43.

Natürlich profitierte von diesen Handelsvorteilen 
nur eine kleine Zahl der Entwicklungsländer, die 
bereits über eine ausreichende industrielle Aus­
fuhrkapazität verfügen. Die UNCTAD hat als Fertig­
warenexporteure die Entwicklungsländer bezeich­
net, deren industrielle Ausfuhren mehr als ein Drit­
tel ihrer Gesamtausfuhren ausmachen und die 
einen Wert von mindestens 50 Mill. Dollar errei­
chen. Dies galt 1973 für sieben Entwicklungsländer 
(Hongkong, Israel, Korea, Libanon, Malta, Mexiko 
und Singapur). Immerhin gelang es den Entwick­
lungsländern, ihren Anteil an der Halb- und Fertig­
wareneinfuhr der Industrieländer von 4,1 %  im 
Jahr 1962 auf 8,8%  im Jahr 1973 zu steigern und 
1973 einen neuen Rekord ihrer Industriegüter­
exporte mit einer Höhe von 18 Mrd. Dollar, d. h. dem 
doppelten Wert von 1971, zu erreichen.

Kritiker des GATT verweisen gegenüber diesen 
Daten auf die niedrige Ausgangsbasis der Ent­
wicklungsländer und deren ungleich größere De­
visenbedürfnisse. Gleichwohl kann der Beitrag des 
GATT zur Steigerung der Industriegüterausfuhr 
der Entwicklungsländer nicht als völlig unerheblich 
abgetan werden. Auch wenn die jüngste Export­
entwicklung dieser Länder teilweise auf den seit
1971 gewährten Zollpräferenzen beruht, so ist die 
überproportionale Steigerung der Halb- und Fertig­
warenausfuhr der Entwicklungsländer von 1962 bis
1972 ein Indiz für die handelsfördernden Auswir­
kungen der GATT-Runden.

Vor dem nüchternen Hintergrund der GATT-Aktivi- 
täten überraschen die Beschlüsse der 6. und 7. 
Sondergeneralversammlung der Vereinten Natio­
nen durch ihren politischen Charakter. Die Erklä­
rung über die Errichtung einer neuen Weltwirt­
schaftsordnung der 6. Sondergeneralversammlung 
bezeichnet die bestehende Weltwirtschaftsordnung 
als ein System, das zu einem Zeitpunkt geschaffen 
wurde, als die meisten Entwicklungsländer nicht 
als unabhängige Staaten existierten, und das die 
Ungleichheit verewigt. Die weltwirtschaftlichen Kri­
sen seit 1970 hätten zu Wandlungen im Kräfte­
verhältnis der Welt geführt, die es erforderlich 
machten, daß die Entwicklungsländer uneinge­
schränkt und gleichberechtigt an der Formulierung 
und Anwendung aller internationalen Entscheidun­
gen teilnehmen. Die internationale Zusammen­
arbeit bei der Entwicklung sei eine gemeinsame 
Pflicht aller Länder. Im handelspolitischen Ab­
schnitt konzentrieren sich die UN-Dokumente über 
die neue Weltwirtschaftsordnung auf den Rohstoff­
sektor, der für die meisten Entwicklungsländer 
nach wie vor die Grundlage der wirtschaftlichen 
Existenz darstellt. Das Schwergewicht der Forde­
rungen nach Preisindexierung, Rohstoffabkommen, 
Erlösstabilisierung und Verbesserung der „Terms 
of Trade“ berührt das Aufgabengebiet des GATT, 
wie es sich in fast 30 Jahren entwickelt hat, nur 
am Rande. Selbstverständlich kann es für ein Welt­
handelsgremium wie das GATT nicht ohne Einfluß 
bleiben, wenn die Aus- und Einfuhr von Rohstoffen 
dirigistischen Eingriffen unterworfen wird, doch hat 
das GATT diesen Themenkreis von Anfang an den 
zuständigen Organisationen der Vereinten Natio­
nen überlassen. Das GATT könnte allenfalls mittel­
bar, d. h. durch die Aushandlung neuer Liberalisie­
rungsmaßnahmen, den Nutzen eines freien und 
unreglementierten Welthandelssystems demon­
strieren.

Wechselbeziehungen in den Kernfragen

Direkte Wechselbeziehungen zwischen dem GATT 
und den Beschlüssen der 6. und 7. Sondergeneral­
versammlung bestehen dagegen in den Kernfra­
gen der multilateralen Handelspolitik, wie der Er­
weiterung des Grundsatzes der Präferenzen, der 
Stillhalteverpflichtung und den Ausgleichszöllen.

W ir suchen laufend Zur Zeit besonders: I
J W eltw irtschaft!. Archiv „Journalfranz“

wissenschaftliche
Z E I T S C H R I F T E N

W irtschaftsdienst 
Die W eltw irtschaft

Arnulf Liebing
87 Würzburg 2, Postfach 1136

in Serien und Einzelbänden
1 K onjunktu rpo litik

a l l e r  Gebiete
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Während die Dokumente der 6. Sondergeneralver­
sammlung die Notwendigkeit einer präferentiellen 
Behandlung der Entwicklungsländer auf allen Ge­
bieten internationaler Wirtschaftszusammenarbeit 
nur allgemein hervorheben, enthält die Schlußreso­
lution der 7. Sondergeneralversammlung präzise 
Feststellungen über die Stillhalteverpflichtung und 
über differenzierende Sonderregelungen zugun­
sten der Entwicklungsländer bei nicht-tariflichen 
Maßnahmen und Ausgleichszöllen. Die exakten 
Formulierungen der 7. Sondergeneralversammlung 
bauen hier auf den generellen Richtlinien der vor­
angegangenen Tagung auf und ergänzen sie in 
Form klarer Direktiven für die Außenwirtschafts­
politik der Industrieländer. Allerdings zeigt sich 
bei näherer Betrachtung, daß in der Stillhalte­
verpflichtung auf frühere Übereinstimmungen und 
Interpretationen verwiesen wird und daß die diffe­
renzierende Vorzugsbehandlung der Entwicklungs­
länder bei nicht-tariflichen Maßnahmen und Aus­
gleichszöllen nur dort erfolgen soll, wo dies mög­
lich und angemessen ist. Die jüngsten UN-Doku- 
mente über die neue Weltwirtschaftsordnung spie­
geln also in den Aussagen über die Handelsbezie­
hungen zwischen Industrie- und Entwicklungslän­
dern jenen Realismus wider, der die Tätigkeit des 
GATT kennzeichnet.

Tokio-Runde als Testfall

Wie haben die vor zwei Jahren begonnenen multi­
lateralen Handelsverhandlungen auf die neuen 
Herausforderungen der Entwicklungsländer rea­
giert? Die Tokio-Erklärung vom September 1973 
enthält eine Reihe von Grundsätzen über die Be­
teiligung der Entwicklungsländer an den Verhand­
lungen:
□  Die Verhandlungen sollen zu zusätzlichen Vor­
teilen für die Entwicklungsländer führen.
□  Die Möglichkeiten einer Beteiligung dieser Län­
der an der Ausweitung des Welthandels werden 
verbessert.
O  Der Zugang zu den Absatzmärkten soll für die 
Hauptausfuhrwaren der Entwicklungsländer we­
sentlich erleichtert werden.
n  Soweit angemessen, sollen Maßnahmen zur Er­
reichung stabiler, gerechter und auskömmlicher 
Rohstoffpreise ergriffen werden.
□  Die tropischen Produkte genießen einen be­
sonderen Vorrang.
□  Besondere Maßnahmen zur Unterstützung der 
Entwicklungsländer bei deren Bemühungen zur 
Steigerung ihrer Ausfuhrerlöse und zur Förderung 
ihrer wirtschaftlichen Entwicklung und in geeigne­
ten Fällen die Anerkennung einer vorrangigen Be­
deutung für den Waren- und Sektorenbereich der 
Entwicklungsländer.

□  Differenzierende Maßnahmen zugunsten der 
Entwicklungsländer in geeigneten Verhandlungs­
bereichen.
□  Das allgemeine Zollpräferenzsystem bleibt auf­
rechterhalten und wird verbessert.
Die Industrieländer haben erneut auf unzumutbare 
Gegenleistungen der Entwicklungsländer verzich­
tet und die Notwendigkeit von Sondervorteilen 
für die am wenigsten entwickelten Länder aner­
kannt.
Diese Prinzipien gelten für alle Verhandlungsbe­
reiche, also nicht nur für die Zölle, sondern auch 
für nicht-tarifliche Maßnahmen, die Landwirtschaft, 
die Schutzklausel und die Sektorenverhandlungen. 
Der GATT-Handelsverhandlungsausschuß ist mit 
der Ausarbeitung der erforderlichen Verfahrens­
regeln, einschließlich der Sonderregeln für Ver­
handlungen zwischen Industrie- und Entwicklungs­
ländern, beauftragt worden. Obwohl in Tokio der 
Wunsch nach einer Beendigung der Verhandlun­
gen im Jahre 1975 geäußert worden war, haben 
die eigentlichen Verhandlungen infolge der Ver­
zögerung der Verabschiedung des amerikanischen 
Handelsgesetzes erst im Frühjahr 1975 begonnen 
und bis jetzt noch keine konkreten Ergebnisse ge­
bracht. Im Augenblick stehen die tropischen Er­
zeugnisse im Mittelpunkt des allgemeinen Inter­
esses. Wenn es gelingt, hier bis zum Jahreswech­
sel 1975/76 erste Resultate zu erzielen, wäre dies 
gerade gegenüber den Entwicklungsländern ein 
Beweis für die Leistungsfähigkeit des GATT in 
einer veränderten weltwirtschaftlichen Umgebung. 
Andernfalls könnte die schon jetzt vorhandene 
Ungeduld vieler Entwicklungsländer dazu führen, 
daß die Verhandlungsplattform des GATT verlas­
sen und in anderen Organisationen ein stärkerer, 
politischer Druck ausgeübt wird.

Universaler Charakter des GATT

Ein Zeichen für die Anziehungskraft des GATT als 
einziges Gremium für internationale Handelsver­
handlungen ist die große Zahl der Teilnehmer an 
den multilateralen Handelsverhandlungen. Die 
Zahl der Verhandlungspartner der Tokio-Runde 
ist mit 90 Staaten fast doppelt so groß wie die der 
Kennedy-Runde (51 Länder). Während damals nur 
19 Entwicklungsländer die Schlußakte zeichneten, 
sind jetzt rund zwei Drittel der Teilnehmer Ent­
wicklungsländer, darunter zahlreiche Staaten, die 
dem GATT nicht angehören (z. B. Äthiopien, Ko­
lumbien, Sudan, Bolivien, Mexiko, Venezuela, Irak, 
Iran und Thailand). Diese Länder erwarten von 
ihrer Entscheidung direkte Vorteile, die möglichst 
bald ihre Ausfuhrsituation günstig beeinflussen 
sollen. Das GATT muß diesem Vertrauen — viel­
leicht noch stärker als in der Vergangenheit — 
Rechnung tragen, wenn es seinen Platz im inter­
nationalen Bereich behaupten will.
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